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1. Abschnitt 
Allgemeines 

 
§ 1 

Rechtsform und Sitz 
 

(1) Die kreisfreien Städte Bochum, Bottrop, Dortmund, Duisburg, Essen, Gelsenkirchen, Hagen, 
Hamm, Herne, Mülheim a. d. Ruhr und Oberhausen sowie die Kreise Ennepe-Ruhr-Kreis, Reck-
linghausen, Unna und Wesel bilden den Regionalverband Ruhr. 
 
(2) Der Verband ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts mit dem Recht der Selbstverwaltung 
durch seine Organe. Er dient dem Gemeinwohl der Region Ruhr. 
 
(3) Der Sitz des Verbandes ist Essen. Mit der Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl der 
stimmberechtigten Mitglieder der Verbandsversammlung kann eine andere Stadt zum Sitz des 
Verbandes bestimmt werden. 

§ 2 
Mitgliedschaft 

 
(1) Mitglieder des Verbandes sind die in § 1 Abs. 1 bezeichneten Gebietskörperschaften sowie die 
Gebietskörperschaften, die nach Absatz 2 beigetreten sind. 
 
(2) Eine kommunale Gebietskörperschaft (kreisfreie Stadt oder Kreis), die an das Gebiet des 
Verbandes angrenzt, kann dem Verband beitreten. Der Beitritt ist erstmals zum 1. Oktober 2004 
auf der Grundlage des Beschlusses der Verbandsversammlung mit einer Mehrheit von zwei 
Dritteln der gesetzlichen Zahl der stimmberechtigten Mitglieder der Verbandsversammlung und  
später jeweils zum Beginn einer Wahlperiode möglich. Der Beitritt bedarf zu seiner Wirksamkeit  
der Zustimmung des Innenministeriums. 
 

§ 3 
Beendigung der Mitgliedschaft 

 
(1) Die Mitgliedschaft im Verband kann durch Vereinbarung oder durch Kündigungserklärung 
einer Mitgliedskörperschaft beendet werden. Die Vereinbarung oder Kündigung bedarf zu ihrer 
Wirksamkeit der Zustimmung des Innenministeriums. 
 
(2) Die Vereinbarung über den Austritt ist jederzeit auf der Grundlage eines Beschlusses der 
Verbandsversammlung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl der stimmbe- 
rechtigten Mitglieder der Verbandsversammlung zum Ende der laufenden oder zum Ende einer  
späteren Wahlperiode möglich. 
 
(3) Die Kündigung ist erstmals mit einer Frist von einem Jahr zum 20. Oktober 2009, danach 
innerhalb des ersten Jahres einer Wahlperiode mit Wirkung zum Ende der darauf folgenden 
Wahlperiode möglich. Über die Kündigung beschließt für die Mitgliedskörperschaft deren 
Vertretung mit der Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl der stimmberechtigten Mitglie-
der. Die Kündigung wird mit Zugang der schriftlichen Erklärung der Hauptverwaltungsbeamtin oder 
des Hauptverwaltungsbeamten der Mitgliedskörperschaft gegenüber dem Verband wirksam. 
 
(4) Zur Finanz- und Vermögensauseinandersetzung bei Austrittsvereinbarung oder Kündigung legt 
die Verbandsordnung die allgemeinen Regeln fest. Diese hat einen angemessenen Ausgleich 
zwischen den Interessen der verbleibenden Mitglieder und den Interessen des ausscheidenden 
Mitglieds zu gewährleisten. 



 
II. Abschnitt 

Wirkungskreis 
 

§ 4 
Aufgaben, Tätigkeiten, Projekte und 
Planungsleistungen des Verbandes; 

Überleitung von Projekten 
der Projekt Ruhr GmbH 

 
(1) Der Verband nimmt folgende Aufgaben wahr (Pflichtaufgaben): 
 

1. Erstellung und Aktualisierung von Masterplänen gemäß § 6, 
 

2. Trägerschaften, Fortführung und Weiterentwicklung des Emscher Landschaftsparks 
und der Route der Industriekultur; Inhalt und Umfang der Trägerschaften einschließlich 
finanzieller Ausgleichsregelungen sind zwischen dem Verband und dem Land bis 
spätestens zum 31. Dezember 2005 durch Vertrag zu regeln, 

 
3. Sicherung und Weiterentwicklung von Grün-, Wasser-, Wald-, und sonstigen von 

der Bebauung freizuhaltenden Flächen mit überörtlicher Bedeutung für die Erholung 
und zur Erhaltung eines ausgewogenen Naturhaushaltes (Verbandsgrünflächen), 

 
4. regionale Wirtschaftsförderung und regionales Standortmarketing einschließlich der 

Entwicklung und Vermarktung von Gewerbeflächen von regionaler Bedeutung sowie 
regionale Tourismusförderung und Öffentlichkeitsarbeit für das Verbandsgebiet, 

 
5. Analyse und Bewertung von Daten zur Strukturentwicklung (Raumbeobachtung). 

 
(2) Der Verband kann weitere Aufgaben mit regionaler Bedeutung übernehmen oder bestehende 
Aufgaben aufgeben (freiwillige Aufgaben), insbesondere: 
 

1. Trägerschaft und Mitwirkung bei regionalen Kultur- und Sportprojekten, 
 

2. Durchführung von vermessungstechnischen und kartographischen Arbeiten für das 
Verbandsgebiet und 

 
3. Beteiligung an der Errichtung und dem Betrieb von Freizeitanlagen mit 

überörtlicher Bedeutung. 
 
Die Übernahme oder Aufgabe erfolgt durch Änderung der Verbandsordnung. Die Änderung bedarf 
der Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl der stimmberechtigten Mitglieder der Ver-
bandsversammlung. 
 
(3) Der Verband kann auf Antrag für eine oder mehrere Mitgliedskörperschaften folgende Tätigkei-
ten wahrnehmen (Tätigkeiten auf Antrag): 
 

1. Abfälle entsorgen (§ 3 Abs. 7, § 4 Abs. 3 - 5, § 10 Abs. 2 des Kreislaufwirtschafts- und Ab-
fallgesetzes), 

 
2. Landschaftspläne ausarbeiten (§ 16 des Landschaftsgesetzes), 

 
 



3. Maßnahmen zur Entwicklung, Pflege und Erschließung der Landschaft, insbesondere zur 
Schaffung und zum Ausbau von Flächen im Sinne von Absatz 1 Nr. 3 sowie zur Behe-
bung und zum Ausgleich von Schäden an Landschaftsteilen und Verunstaltung des Land-
schaftsbildes übernehmen, 

 
4. die besonders geschützten Teile von Natur und Landschaft betreuen (§ 34 Abs. 5 des 

Landschaftsgesetzes). 
 

(4) Der Verband kann unbeschadet des Absatzes 3 Nr. 1 Abfälle auch dann entsorgen, wenn 
Mitgliedskörperschaften ihre Beseitigungspflicht ausgeschlossen haben (§ 15 Abs. 3 des 
Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes). 
 
(5) Der Verband kann für einzelne oder mehrere Mitgliedskörperschaften auf Antrag gegen Entgelt 
befristet kommunale Tätigkeiten für ihr Gemeindegebiet (örtliche Angelegenheiten) in den 
Bereichen Kultur, Sport, Entwicklung und Vermarktung von Gewerbeflächen und kommunaler 
Bauleitplanung einschließlich regionaler Flächennutzungsplanung übernehmen. Vor Ablauf der 
Befristung ist eine Kündigung nur aus wichtigem Grund zulässig. Die Tätigkeiten werden 
erwerbswirtschaftlich wahrgenommen. 
 
(6) Die Übernahme der Tätigkeiten, Projekte und Planungsleistungen nach den Absätzen 3 bis 5 
lässt die gesetzliche Aufgabenträgerschaft der Mitgliedskörperschaft unberührt. 
 
(7) Unbeschadet der Absätze 1 und 2 kann der Verband Projekte mit regionaler Bedeutung von 
der Projekt Ruhr GmbH übernehmen. Inhalt und Umfang des Übergangs einschließlich finanzieller 
Ausgleichsregelungen sind zwischen dem Verband und dem Land als Gesellschafter der Projekt 
Ruhr GmbH bis spätestens zum 31. Dezember 2006 durch Vertrag zu regeln. 
 

§ 5 
Verbandsverzeichnis, Abfallbeseitigungsanlagen 

 
(1) Über diejenigen Flächen, die unter § 4 Abs. 1 Nr. 3 fallen, wird ein Verzeichnis nebst 
planmäßiger Darstellung aufgestellt. Das Verzeichnis kann jederzeit ergänzt oder geändert wer- 
den. Die Aufstellung, Ergänzung oder Änderung ist mit den beteiligten Gemeinden und Kreisen  
zu erörtern. Weicht die beabsichtigte planmäßige Darstellung des Verbandsverzeichnisses von 
Darstellungen oder Festsetzungen in bestehenden Bauleitplänen ab, sind diese Pläne und die 
Abweichungen in die Erörterung einzubeziehen. Die Aufstellung, Ergänzung oder Änderung 
erfolgt durch Beschluss der Verbandsversammlung. Das Verbandsverzeichnis bewirkt eine Be- 
teiligung des Verbandes nach § 4 Abs. 1 des Baugesetzbuches an der Bauleitplanung der Ge- 
meinden für die in das Verzeichnis aufgenommenen Flächen. 
 
(2) Der Verband kann im Rahmen des § 4 Abs. 3 Nr. 1 und Abs. 4 Anlagen zur Behandlung, 
Lagerung und Ablagerung von Abfällen errichten, übernehmen, erweitern, einschränken und 
auflösen. 
 

§ 6 
Masterpläne 

 
Der Verband erstellt und aktualisiert in enger Kooperation mit den Städten und Kreisen des 
Verbandsgebiets und unter Berücksichtigung der Belange der angrenzenden Gemeinden 
(Umlandbeziehungen) Planungs- und Entwicklungskonzepte für das Verbandsgebiet 
(Masterpläne), die als Ziele der Regionalentwicklung des Verbandsgebietes bei der Aufstellung  
 



der Bauleitpläne der Mitglieder des Verbandes und für das Verbandsgebiet bei der Erarbeitung 
und Aufstellung der Regionalpläne sowie bei der Aufstellung von regionalen Flächennutzungsplä-
nen nach dem Landesplanungsgesetz in der Abwägung zu berücksichtigen sind. Den Regionalrä-
ten Arnsberg, Düsseldorf und Münster ist vor der Beschlussfassung Gelegenheit zur Stellungnah-
me zu geben.  
 

§ 7 
Verbandsordnung, Satzungen 

 
(1) Der Verband verwaltet sich selbst. Er regelt seine Angelegenheiten im Rahmen der Gesetze 
durch Satzungen. Seine inneren Angelegenheiten regelt er durch die Verbandsordnung, die für ihn 
als Satzung gilt. Die Verbandsordnung und ihre Änderungen können nur mit der Mehrheit der 
gesetzlichen Zahl der stimmberechtigten Mitglieder der Verbandsversammlung beschlossen 
werden. 
 
(2) Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen Satzungen 
nach Ablauf eines Jahres nach ihrer Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 
Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 

 
b) eine Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

 
c) die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer hat den Beschluss der Verbandsver-

sammlung vorher beanstandet oder 
 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem Verband vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Bei der öffentlichen Bekanntmachung einer Satzung und ihrer Änderungen ist auf die Rechtsfolge 
nach Satz 1 hinzuweisen. 
 
(3) Die Satzungen treten, wenn kein anderer Zeitpunkt in der Satzung bestimmt ist, am Tage nach 
ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 

III. Abschnitt 
Selbstverwaltung des Verbandes 

 
§ 8 

Organe 
 

Organe des Verbandes sind die Verbandsversammlung, der Verbandsausschuss und die Ge-
schäftsführerin oder der Geschäftsführer. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



§ 9 
Zuständigkeiten der Verbandsversammlung 

 
Die Verbandsversammlung beschließt über 
 

1. die allgemeinen Grundsätze, nach denen die Verwaltung des Verbandes geführt werden 
soll, 

 
2. die Wahl der beratenden Mitglieder der Verbandsversammlung (§ 10 Abs. 9), 

 
3. die Wahl der Mitglieder und deren Stellvertreterinnen und Stellvertreter des Verbands-

ausschusses, des Planungsausschusses, des Wirtschaftsausschusses, des Rechnungs-
prüfungsausschusses, des Umweltausschusses sowie des Kultur- und Sportausschusses 
entsprechend § 50 Abs. 2 und 3 der Gemeindeordnung, 

 
4. die Wahl, Bestellung und den Widerruf der Bestellung der Geschäftsführerin oder des Ge-

schäftsführers, der Bereichsleiterinnen oder der Bereichsleiter sowie die Wahl, Bestellung 
und den Widerruf der Bestellung einer Bereichsleiterin oder eines Bereichsleiters zur all-
gemeinen Vertreterin oder zum allgemeinen Vertreter der Geschäftsführerin oder des Ge-
schäftsführers, 

 
5. den Erlass, die Änderung und Aufhebung der Verbandsordnung und von Satzungen, 

 
6. den Erlass der Haushaltssatzung und des Stellenplans, die Aufstellung eines Haushalts-

sicherungskonzepts, die Zustimmung zu überplanmäßigen und außerplanmäßigen Auf-
wendungen und Auszahlungen und zu überplanmäßigen und außerplanmäßigen Ver-
pflichtungsermächtigungen sowie die Festlegung von Wertgrenzen für die Veranschla-
gung und Abrechnung einzelner Investitionsmaßnahmen, 

 
7. die Feststellung des Jahresabschlusses und die Bestätigung des Gesamtabschlusses, 

 
8. die Festlegung strategischer Ziele unter Berücksichtigung der Ressourcen, 

 
9. die Übernahme oder Aufgabe von Aufgaben oder Tätigkeiten nach § 4 Abs. 2 bis 5, 

 
10. die in § 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe k), l) und m) der Gemeindeordnung genannten Ange-

legenheiten, 
 

11. den Beitritt von Gebietskörperschaften nach § 2 Abs. 2 und das Ausscheiden von 
Mitgliedskörperschaften nach § 3 Abs. 2. 

 
 12. die Unterbreitung von flächendeckenden Vorschlägen unter Berücksichtigung von  
  Anregungen der Mitgliedskörperschaften des Verbandes und der an das Verbands- 
  gebiet angrenzenden Nachbargemeinden zur Bildung von Planungsgemeinschaften  
  für das Verbandsgebiet nach § 25 Landesplanungsgesetz. 
 
 
 
 
 
 
 
 



§ 10 
Bildung der Verbandsversammlung 

 
(1) Mitglieder der Verbandsversammlung sind für die Dauer der Wahlzeit der Vertretungen der 
Mitgliedskörperschaften deren Vorsitzende. Die weiteren Mitglieder der Verbandsversammlung 
werden von den Vertretungen der Mitgliedskörperschaften innerhalb von zehn Wochen nach Be-
ginn ihrer Wahlzeit für deren Wahlzeit gewählt. Jedes Mitglied der Vertretung einer Mitgliedskör-
perschaft hat zwei Stimmen, eine Erststimme für die Wahl der auf die Mitgliedskörperschaft entfal-
lenden Mitglieder und Ersatzmitglieder sowie eine Zweitstimme für die Wahl der für das Gebiet des 
Regionalverbandes Ruhr aufgestellten Reserveliste einer Partei oder Wählergruppe. Wählbar sind 
die Mitglieder der Vertretungen der Mitgliedskörperschaften und der kreisangehörigen Gemeinden. 
Über die Reservelisten sind auch auf Reservelisten für die allgemeinen Wahlen zu den 
Vertretungen der Mitgliedskörperschaften benannte Bewerberinnen und Bewerber wählbar. 
Beamte und Angestellte des öffentlichen Dienstes des Verbandes dürfen nicht Mitglieder der 
Verbandsversammlung oder eines Fachausschusses sein; diese Einschränkung gilt nicht für 
Inhaberinnen und Inhaber eines Ehrenamtes. 
 
(2) Auf jede Mitgliedskörperschaft entfällt einschließlich der nach Absatz 1 Satz 1 bestimmten 
Mitglieder bis zu einer Einwohnerzahl von 80 000 ein Mitglied. Für jede weiteren 80 000 
Einwohner sowie für eine Resteinwohnerzahl von mehr als 40 000 ist je ein weiteres Mitglied zu 
wählen. Ist nur ein Mitglied zu wählen, so ist gewählt, wer die meisten Stimmen erhält. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet das vom Vorsitzenden der Vertretung zu ziehende Los. Sind 
mehrere Mitglieder zu wählen, findet eine Listenwahl nach dem Verfahren der mathematischen 
Proportion statt. Danach entfallen auf jede Liste zunächst so viele Sitze, wie ganze Zahlen auf sie 
entfallen. Danach zu vergebende Sitze sind in der Reihenfolge der höchsten Zahlenbruchteile 
zuzuteilen; bei gleichen Zahlenbruchteilen entscheidet das von der Wahlleiterin oder dem 
Wahlleiter zu ziehende Los. Für jedes zu wählende Mitglied wird zugleich ein Ersatzmitglied 
gewählt. Das nach Absatz 1 Satz 1 bestimmte Mitglied nimmt den ersten Sitz seiner Liste ein. 
 
(3) Bei der Wahl der Reservelisten kann die Zweitstimme für eine Liste oder nur für einen 
einzelnen Bewerber einer Liste abgegeben werden. Die Zahl der auf die einzelnen Bewerber in der 
Reserveliste entfallenen Zweitstimmen bestimmt die Reihenfolge der Wahl aus der Reserveliste. 
Die übrigen Bewerberinnen und Bewerber folgen in der Reihenfolge der Liste. 
 
(4) Entspricht die Sitzverteilung in der Verbandsversammlung aufgrund des Erststimmenergebnis-
ses (Absatz 2) nicht dem Ergebnis, das sich bei einer Sitzverteilung nach dem Verfahren der ma-
thematischen Proportion auf der Grundlage der von den Parteien und Wählergruppen bei den letz-
ten allgemeinen Wahlen zu den Vertretungen der Mitgliedskörperschaften erzielten gültigen Stim-
men ergeben würde, so ist eine neue Ausgangszahl für die Verteilung weiterer Sitze (Verhältnis-
ausgleich) zu bilden. Dazu wird die Zahl der nach Absatz 2 errungenen Sitze derjenigen Partei- 
oder Wählergruppe, die das günstigste Verhältnis der Sitze zu der auf sie entfallenen Stimmenzahl 
erreicht hat, mit der Gesamtzahl der gültigen Stimmen vervielfältigt und durch die Stimmenzahl 
dieser Partei oder Wählergruppe geteilt. Aufgrund der neuen Ausgangszahl werden für die Partei-
en und Wählergruppen nach dem Verfahren der mathematischen Proportion neue Zuteilungszah-
len errechnet und ihnen die an diesen Zahlen noch fehlenden Sitze aus den Reservelisten in der 
sich nach Absatz 3 ergebenden Reihenfolge zugewiesen. Dabei werden Bewerberinnen und Be-
werber, die bereits nach Absatz 2 gewählt worden sind, nicht berücksichtigt. Bei den Berechnun-
gen nach den Sätzen 1 bis 3 bleiben die Stimmenzahlen solcher Parteien oder Wählergruppen 
außer Betracht, für die keine Reserveliste eingereicht worden ist. Sie nehmen am Verhältnisaus-
gleich nicht teil. 
 
 
 



(5) Die Reservelisten von den für das Gebiet des Verbandes zuständigen Landesleitungen der 
Parteien und Wählergruppen, die in mindestens einer der Vertretungen der Mitgliedskörperschaf-
ten vertreten sind, sind bis zum 22. Tag nach dem Wahltag der allgemeinen Kommunalwahlen der 
Geschäftsführerin oder dem Geschäftsführer einzureichen. Diese oder dieser leitet nach Zulas-
sung  je eine Ausfertigung der Reservelisten den Vertretungen der Mitgliedskörperschaften unver-
züglich zu. Als Bewerberin oder Bewerber kann in einer Reserveliste nur benannt werden, wer in 
einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung der Partei oder Wählergruppe des Wahlgebietes hier-
zu gewählt worden ist. 
 
(6) Scheidet ein mit Erststimmen gewähltes Mitglied aus der Verbandsversammlung aus, so rückt 
das für diesen Fall gewählte Ersatzmitglied nach. Scheidet auch das nachgerückte Mitglied aus, so 
ist, falls es für eine Partei oder Wählergruppe aufgestellt war, sein Nachfolger aus der Reserveliste 
dieser Partei oder Wählergruppe in der sich nach Absatz 3 ergebenden Reihenfolge zu berufen. 
Das gleiche gilt, wenn ein aus der Reserveliste gewähltes Mitglied aus der Verbandsversammlung 
ausscheidet. Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer stellt den Nachfolger fest und macht 
dies öffentlich bekannt. 
 
(7) Werden Mitgliedskörperschaften oder ihre Vertretungen aufgelöst oder wird eine kreisfreie 
Stadt in einen Kreis eingegliedert, so gelten die Mitglieder der Vertretungen bis zum Zusammentritt  
der im jeweils betroffenen Gebiet neu zu wählenden Vertretung als wählbar gemäß Absatz 1.  
Entsprechendes gilt im Falle einer Wiederholungswahl. 
 
(8) Finden in einer Mitgliedskörperschaft Wiederholungswahlen im ganzen Wahlgebiet statt oder 
wird im Laufe der allgemeinen Wahlzeit die Vertretung einer Mitgliedskörperschaft neu gewählt, 
so sind 
 

a) die mit Erststimmen in dieser Mitgliedskörperschaft gewählten Mitglieder und 
Ersatzmitglieder neu zu wählen, 

 
b) die Sitze nach Absatz 4 unter Berücksichtigung der bei der Wiederholungswahl 

oder bei der Neuwahl erzielten gültigen Stimmen neu zu errechnen und zuzuweisen. 
 

Soweit Mitglieder neu zu wählen oder Sitze neu zu errechnen und zuzuweisen sind, verlieren die 
bisherigen Mitglieder ihren Sitz spätestens im Zeitpunkt der Neuwahl oder im Zeitpunkt der 
Neuzuweisung. 
 
(9) Die Verbandsversammlung wählt aus den Vorschlägen der für das Verbandsgebiet zuständi-
gen Arbeitgeberverbände, Industrie- und Handelskammern und Handwerkskammern jeweils eine 
Vertreterin oder einen Vertreter sowie aus den Vorschlägen der im Verbandsgebiet tätigen Ge-
werkschaften drei Vertreterinnen oder Vertreter als beratende Mitglieder hinzu. Zusätzlich werden 
je ein Mitglied mit beratender Stimme aus den im Verbandsgebiet tätigen Sportverbänden, Kultur-
verbänden, den anerkannten Naturschutzverbänden sowie der kommunalen Gleichstellungsstellen 
und der Regionalstellen Frau und Beruf hinzu gewählt. Die beratenden Mitglieder müssen im Ver-
bandsgebiet ansässig sein; sie können sich zu Gruppen zusammenschließen. Der jeweilige Wahl-
vorschlag muss mehr als das Doppelte an Bewerberinnen oder Bewerber enthalten, die gewählt 
werden können. Die Verbandsversammlung soll den Gruppen projektbezogene Finanzmittel zur 
Verfügung stellen. 
 
(10) Die Wahlzeit der Verbandsversammlung endet mit dem Ablauf der allgemeinen Wahlzeit der 
Mitgliedskörperschaften. 
 
 
 



 
§ 11 

Einberufung, Zusammentritt und 
Vorsitz in der Verbandsversammlung; 
Sitzungen der Verbandsversammlung 

 
(1) Die Verbandsversammlung tritt spätestens am dreißigsten Tage nach Ablauf der in § 10 Abs. 1 
Satz 2 bestimmten Frist zu ihrer ersten Sitzung zusammen. 
 
(2) Die Verbandsversammlung wählt für die Dauer ihrer Wahlzeit ohne Aussprache die Vorsitzen-
de  oder den Vorsitzenden der Verbandsversammlung und zwei Stellvertreter. Sie kann weitere 
Stellvertreter wählen. 
 
(3) Das Wahlverfahren, die Verpflichtung der Vorsitzenden oder des Vorsitzenden, ihrer Stell-
vertreterinnen oder Stellvertreter und deren Abberufung sowie Einzelheiten über die Sitzungen, die 
Beschlussfähigkeit und die Abstimmungen in der Verbandsversammlung sind in der Verbandsord-
nung zu regeln. 
 
(4) Das Innenministerium und seine Beauftragten sind berechtigt, an den Beratungen teilzuneh-
men. Das Innenministerium ist von der Einberufung der Verbandsversammlung unter Bekanntgabe 
der Tagesordnung rechtzeitig zu benachrichtigen. 
 
(5) Nach den Bestimmungen der Gemeindeordnung (§§ 57, 58) können nur ein Verbandsaus-
schuss, ein Wirtschaftsausschuss, ein Rechungsprüfungsausschuss, ein Planungssausschuss und 
ein Umweltausschuss sowie in den Fällen des § 4 Abs. 2 Nr. 1 und § 4 Abs. 5 ein Kultur- und 
Sportausschuss gebildet werden. 
 
(6) Für die Bildung von Fraktionen gilt § 56 Gemeindeordnung entsprechend. Eine Fraktion besteht 
aus mindestens zwei stimmberechtigten Mitgliedern der Verbandsversammlung. 
 

§ 12 
Pflichten und Rechte 

der Mitglieder der Verbandsversammlung 
 

(1) Die Pflichten und Rechte der Mitglieder der Verbandsversammlung regelt die Verbandsordnung 
nach Maßgabe der §§ 30, 31 und 32 Gemeindeordnung. Die Hauptverwaltungsbeamten unterlie-
gen den beamtenrechtlichen Bestimmungen. 
 
(2) Die ehrenamtlichen Mitglieder der Verbandsversammlung haben Anspruch auf Ersatz ihres 
Verdienstausfalls und auf Aufwandsentschädigung nach den Regeln des § 45 Gemeindeordnung 
und der Entschädigungsverordnung. 
 
(3) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende der Verbandsversammlung erhält neben den Entschädi-
gungen, die den ehrenamtlichen Mitgliedern der Verbandsversammlung nach Absatz 2 zustehen, 
eine durch Satzung festzusetzende angemessene Aufwandsentschädigung. Für die Stellvertreterin 
oder den Stellvertreter des Vorsitzenden der Verbandsversammlung und weitere Stellvertreter so-
wie für Fraktionsvorsitzende – bei Fraktionen mit mindestens fünfzehn Mitgliedern auch für einen 
stellvertretenden Vorsitzenden oder ein geschäftsführendes Fraktionsmitglied – können durch Sat-
zung entsprechende Regelungen getroffen werden. Das Innenministerium erlässt allgemeine 
Richtlinien über die Höhe der zulässigen Aufwandsentschädigungen.  
 
 
 



 
§ 13 

Aufgaben des Verbandsausschusses 
 

(1) Der Verbandsausschuss hat 
 

1. die Beschlüsse der Verbandsversammlung vorzubereiten und ihre Durchführung zu 
überwachen, 

 
2. die Verwaltungsführung der Geschäftsführerin oder des Geschäftsführers zu 

überwachen, 
 

3. den organisatorischen Aufbau und die administrative Gliederung des Verbandes zu 
beraten, 

 
4. die Steuerung und Führung des Verbandes nach geeigneten Managementtechniken 

unter Beachtung der Strategie des Gender-Mainstreaming zu veranlassen und zu 
überwachen sowie über die Umsetzung einen jährlichen Controllingbericht zu 
verfassen, 

 
5. über das Stimmverhalten des Verbandes bei der Bestellung und Abberufung von 

Geschäftsführerinnen und Geschäftsführern in den eigenen Einrichtungen, Anstalten 
und Gesellschaften des Verbandes oder bei gesellschaftlicher Beteiligung des 
Verbandes von mehr als 25 v.H. zu entscheiden; dies gilt nur, soweit durch Gesetz 
nichts anderes bestimmt ist, 

 
Die Verbandsordnung kann weitere Aufgaben zuweisen.  
 
(2) Der Verbandsausschuss kann mit Ausnahme der Zuständigkeiten nach Absatz 1 Nr. 1 bis 5 die 
Erledigung einzelner Verwaltungsaufgaben auf die Geschäftsführerin oder den Geschäftsführer 
übertragen. 
 
(3) Nach Ablauf der Wahlzeit der Verbandsversammlung übt der Verbandsausschuss seine Tätig-
keit  bis zum Zusammentritt der neu gewählten Verbandsversammlung weiter aus. 
 

§ 14 
Zusammensetzung, Wahl und 

Amtszeit des Verbandsausschusses 
 

(1) Der Verbandsausschuss besteht aus dem Vorsitzenden der Verbandsversammlung und sech-
zehn weiteren Mitgliedern. Für jedes Mitglied ist ein Stellvertreter zu wählen. Die Stellvertreter kön-
nen sich untereinander vertreten, wenn die Verbandsversammlung die Reihenfolge festgelegt hat. 
 
(2) Die Mitglieder des Verbandsausschusses und ihre Stellvertreter werden von der Verbandsver-
sammlung aus ihrer Mitte für die Dauer der Wahlzeit der Verbandsversammlung nach den Maßga-
ben des § 9 Nr. 3 gewählt. Scheidet ein Mitglied oder ein Stellvertreter aus dem Verbandsaus-
schuss aus, so wählt die Verbandsversammlung auf Vorschlag derjenigen Gruppe, die den Ausge-
schiedenen vorgeschlagen hatte, einen Nachfolger; ist die Gruppe zu einem Vorschlag nicht in der 
Lage oder gehörte das Mitglied oder der Stellvertreter keiner Gruppe an, so bleibt der Sitz unbe-
setzt. 
 
 
 



 
(3) Fraktionen, auf deren Wahlvorschlag bei der Besetzung des Verbandsausschusses nach § 9 
Nr. 3 Wahlstellen nicht entfallen und die im Verbandsausschuss nicht vertreten sind, sind berech-
tigt, ein Mitglied der Verbandsversammlung zu benennen. Das benannte Mitglied der Verbands-
versammlung wird von der Verbandsversammlung zum Mitglied des Verbandsausschusses be-
stellt. Es wirkt im Verbandsausschuss mit beratender Stimme mit. Bei der Zusammensetzung und 
der Berechnung der Beschlussfähigkeit des Verbandsausschusses werden sie nicht mitgezählt. 
 

§ 15 
Zuständigkeiten der Geschäftsführerin 

oder des Geschäftsführers, 
Gliederung der Verbandsverwaltung, 

gesetzliche Vertretung 
 

(1) Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer führt die Geschäfte des Verbandes, bereitet die 
Beschlüsse der Verbandsversammlung und der Ausschüsse vor und führt sie in eigener Verant-
wortung aus. Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer führt den Titel "Direktorin oder Direk-
tor des Regionalverbandes Ruhr" (Regionaldirektorin oder Regionaldirektor). Die Geschäftsführe-
rin oder der Geschäftsführer leitet die Verbandsverwaltung mit Unterstützung der Bereichsleiterin-
nen oder Bereichsleiter. 
 
(2) Die Verbandsverwaltung gliedert sich in die Geschäftsbereiche Wirtschaftsführung, Planung 
und Umwelt; in den Fällen des § 4 Abs. 2 Nr. 1 und Abs. 5 kann ein weiterer Geschäftsbereich 
Kultur und Sport eingerichtet werden. Jeder Geschäftsbereich wird von einer Bereichsleiterin oder 
einem Bereichsleiter eigenverantwortlich geleitet. Sie oder er vertritt die Geschäftsführerin oder 
den Geschäftsführer in ihrem oder seinem Geschäftsbereich. 
 
(3) Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer vertritt den Verband in seinen Rechts- und 
Verwaltungsgeschäften. Eine Bereichsleiterin oder ein Bereichsleiter wird zur allgemeinen 
Vertreterin oder zum allgemeinen Vertreter der Geschäftsführerin oder des Geschäftsführers 
bestellt. 
 
(4) In Fällen äußerster Dringlichkeit kann die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer Anord- 
nungen, die eines Beschlusses des Verbandsausschusses bedürfen, ohne eine solche vorgängige 
Entscheidung im Einverständnis mit der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden des Verbandsaus-
schusses treffen. Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer hat den Verbandsausschuss 
unverzüglich zu unterrichten. 
 

§ 16 
Geschäftsführerin, Geschäftsführer; 

Bereichsleiterin, Bereichsleiter; 
dienstrechtliche Entscheidungen 

 
(1) Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer sowie die Bereichsleiterinnen und Bereichslei-
ter werden für die Dauer von sechs Jahren gewählt. Die Stellen sind öffentlich auszuschreiben. 
Wiederwahl ist zulässig. Die Wiederwahl darf frühestens 6 Monate vor Ablauf der Dienstzeit erfol-
gen. 
 
(2) Die Rechte und Pflichten der Geschäftsführerin oder des Geschäftsführers und der Bereichslei-
terinnen und Bereichsleiter werden in einem Dienstvertrag geregelt. 
 
 
 



(3) Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer und die Bereichsleiterinnen oder die 
Bereichsleiter müssen die notwendigen Qualifikationen fachlicher und persönlicher Art besitzen 
und die Ausbildung oder den Erwerb im Beruf erworbener fachlicher Qualifikation für den zu 
übernehmenden Geschäftsbereich belegen. Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer und 
die Bereichsleiterin oder der Bereichsleiter dürfen untereinander nicht Angehörige im Sinne des  
§ 31Abs. 5 Gemeindeordnung sein. 
 
(4) Die Verbandsversammlung kann die Geschäftsführerin oder den Geschäftsführer und die 
Bereichsleiterin oder den Bereichsleiter abberufen. Der Antrag kann nur von der Mehrheit der 
gesetzlichen Zahl der stimmberechtigten Mitglieder gestellt werden. Zwischen dem Eingang des 
Antrags und der Sitzung der Verbandsversammlung muss eine Frist von mindestens sechs Wo-
chen liegen. Über den Antrag ist ohne Aussprache abzustimmen. Der Beschluss über die Abberu-
fung bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl der stimmberechtigten Mitglie-
der. Die Nachfolgerin oder der Nachfolger sind nach erfolgter Ausschreibung der Stelle unverzüg-
lich zu wählen. 
 
(5) Dienstvorgesetzter der Geschäftsführerin oder des Geschäftsführers ist der Verbandsaus-
schuss. Dienstvorgesetzte oder Dienstvorgesetzter der übrigen Beschäftigten ist die Geschäftsfüh-
rerin oder Geschäftsführer. Die Rechtsverhältnisse der Beamten, Angestellten und Arbeiter des 
Verbandes bestimmen sich im Übrigen nach den Vorschriften des allgemeinen Beamten- und Ta-
rifrechts. 
 

§ 17 
Gleichstellungsbeauftragte 

 
(1) Zur Verwirklichung des Verfassungsgebots der Gleichberechtigung von Frau und Mann bestellt 
der Verband eine hauptamtlich tätige Gleichstellungsbeauftragte. Die Gleichstellungsbeauftragte 
wirkt bei allen Vorhaben und Maßnahmen des Verbandes mit, die die Belange von Frauen 
berühren oder Auswirkungen auf die Gleichberechtigung von Frau und Mann und die Anerkennung 
ihrer gleichberechtigten Stellung in der Gesellschaft haben. 
 
(2) Die Gleichstellungsbeauftragte kann in Angelegenheiten ihres Aufgabenbereiches an den 
Sitzungen der Verbandsversammlung und der Ausschüsse teilnehmen. Ihr ist auf Wunsch das 
Wort zu erteilen. Sie kann die Öffentlichkeit über Angelegenheiten ihres Aufgabenbereichs unter-
richten. Die Gleichstellungsbeauftragte kann in Angelegenheiten, die ihren Aufgabenbereich be-
rühren, den Beschlussvorlagen der Geschäftsführerin oder des Geschäftsführers widersprechen; 
in diesem Fall hat die Vorsitzende oder der Vorsitzende der Verbandsversammlung diese auf den 
Widerspruch und seine wesentlichen Gründe hinzuweisen. Die Verbandsordnung kann weitere 
Regelungen treffen. 
 

§ 18 
Verpflichtungserklärungen 

 
(1) Erklärungen, durch die der Verband verpflichtet werden soll, bedürfen der Schriftform; sie sind 
von der Geschäftsführerin oder dem Geschäftsführer oder ihrem oder seinem allgemeinen Vertre-
ter und einem vertretungsberechtigten Beschäftigten des Verbandes zu unterzeichnen, soweit die 
Gesetze oder die Verbandsordnung nichts anderes bestimmen. 
 
(2) Absatz 1 findet keine Anwendung auf Geschäfte der laufenden Verwaltung und auf Geschäfte, 
die aufgrund einer, in der Form des Absatzes 1 ausgestellten Vollmacht abgeschlossen werden. 



 
IV. Abschnitt 

Finanzierung der Verbandsaufgaben, 
Haushalts- und Wirtschaftsführung, 

Rechnungsprüfung, wirtschaftliche und 
nichtwirtschaftliche Betätigung 

 
§ 19 

Finanzierung der Verbandsaufgaben 
 

(1) Der Verband erhebt nach den hierfür geltenden Vorschriften von den Mitgliedskörperschaften 
eine Umlage, soweit seine sonstigen Erträge zur Deckung der Aufwendungen im Ergebnisplan 
nicht ausreichen (Verbandsumlage). Er kann zur Finanzierung seiner Aufgaben Empfänger von 
zweckgebundenen Zuweisungen aus dem Gemeindefinanzierungsgesetz sein. 
 
(2) Die Verbandsumlage ist für jedes Haushaltsjahr neu festzusetzen. Der Umlagesatz kann ein-
mal im Laufe des Haushaltsjahres geändert werden. Die Änderung des Umlagesatzes wirkt auf 
den Beginn des Haushaltsjahres zurück. Im Falle einer Erhöhung des Umlagesatzes muss der 
Beschluss vor dem 30. Juni des Haushaltsjahres gefasst sein. 
 
(3) Eine Erhöhung des Umlagesatzes der Verbandsumlage ist nur zulässig, wenn alle anderen 
Möglichkeiten, den Haushalt auszugleichen, ausgeschöpft sind. Kann der Haushaltsausgleich nur 
erreicht werden, wenn der Umlagesatz der Verbandsumlage erhöht wird, bedarf die Erhöhung der 
Verbandsumlage der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. Mit dem Ziel, eine Rückführung des 
Umlagesatzes zu erreichen, kann die Aufsichtsbehörde die Genehmigung mit Auflagen und 
Bedingungen für die Gestaltung der Haushaltswirtschaft des Verbandes verbinden. § 55 
Kreisordnung findet entsprechende Anwendung. 
 
(4) Mit Ausnahme der Finanzierung der Aufgaben nach § 4 Abs. 1 kann die Umlagepflicht durch 
die Verbandsordnung auf einen Höchstbetrag beschränkt, differenziert oder ausgeschlossen 
werden; dies gilt insbesondere für die Finanzierung der vom Verband übernommenen Aufgaben 
nach § 4 Abs. 2 sowie der Projekte und Aufgaben der Projekt Ruhr GmbH und deren Gesellschaf-
ten. Handelt es sich um Einrichtungen des Verbandes, die ausschließlich, in besonders großem 
oder in besonders geringem Maße einzelner Mitgliedskörperschaften zustatten kommen, so soll 
die Verbandsversammlung eine ausschließliche Belastung oder eine nach dem Umfang näher 
zu bestimmende Mehr- oder Minderbelastung dieser Mitgliedskörperschaften beschließen. Absatz 
2 gilt entsprechend. 
 
(5) Bei der Festsetzung der Verbandsumlage sind die finanzielle Leistungsfähigkeit der Mitglieds-
körperschaften und ihre Beteiligung am Finanz- und Lastenausgleich zu berücksichtigen. 
 

§ 20 
Wirtschaftsführung und Rechnungsprüfung 

 
(1) Soweit nicht in diesem Gesetz oder aufgrund dieses Gesetzes eine andere Regelung getroffen 
ist, finden die Vorschriften der Gemeindeordnung und die hierzu erlassenen Rechtsvorschriften in 
ihrer jeweils geltenden Fassung sowie § 55 Kreisordnung entsprechende Anwendung. 
 
(2) In der Bilanz ist eine Ausgleichsrücklage zusätzlich zur allgemeinen Rücklage als gesonderter 
Posten des Eigenkapitals anzusetzen. Sie kann in der Eröffnungsbilanz bis zur Höhe eines Drittels 
des Eigenkapitals gebildet werden, höchstens jedoch bis zur Höhe eines Drittels der jährlichen 
Umlage und der allgemeinen Zuweisungen. Die Höhe der Einnahmen nach Satz 2 bemisst sich  
 



nach dem Durchschnitt der drei Haushaltsjahre, die dem Eröffnungsbilanzstichtag vorangehen. 
Der Ausgleichsrücklage können Jahresüberschüsse durch Beschluss der Verbandsversammlung 
zugeführt werden, soweit ihr Bestand nicht den in der Eröffnungsbilanz zulässigen Betrag erreicht 
hat. 
 

V. Abschnitt 
Aufsicht 

 
§ 21 

Beanstandungsrecht 
 

(1) Verletzt ein Beschluss der Verbandsversammlung das geltende Recht, so hat die Geschäfts-
führerin oder der Geschäftsführer ihn zu beanstanden. Die Beanstandung ist der Verbandsver-
sammlung unter Darlegung der Gründe schriftlich mitzuteilen. Sie hat aufschiebende Wirkung. Die 
Verbandsversammlung hat innerhalb eines Monats nach der Beanstandung erneut über die Ange-
legenheit zu beschließen. Verbleibt sie bei ihrem Beschluss, so hat die Geschäftsführerin oder der 
Geschäftsführer unverzüglich die Entscheidung der Aufsichtsbehörde einzuholen. Die aufschie-
bende Wirkung bleibt bestehen. 
 
(2) Auf Beschlüsse des Verbandsausschusses findet Absatz 1 entsprechende Anwendung. 
 
(3) Die Verletzung eines Mitwirkungsverbots nach § 12 Abs. 1 in Verbindung mit § 31 der Gemein-
deordnung kann gegen einen Beschluss der Verbandsversammlung oder eines Ausschusses nach 
Ablauf eines Jahres seit der Beschlussfassung oder, wenn eine öffentliche Bekanntmachung er-
forderlich ist, ein Jahr nach dieser nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, dass die Ge-
schäftsführerin oder der Geschäftsführer den Beschluss vorher beanstandet hat oder die Verlet-
zung des Mitwirkungsverbots vorher gegenüber dem Verband gerügt und dabei die Tatsache be-
zeichnet worden ist, die die Verletzung ergibt. 
 

§ 22 
Allgemeine Aufsicht 

 
(1) Die Aufsicht über den Verband führt das Innenministerium. Die Aufsicht erstreckt sich darauf, 
dass der Verband im Einklang mit den Gesetzen verwaltet wird (allgemeine Aufsicht). 
 
(2) Im Übrigen gelten für die Aufsicht über den Verband die §§ 121 bis 124, 126 und 127 Gemein-
deordnung entsprechend. 
 

VI. Abschnitt 
Schlussvorschriften 

 
§ 23 

Öffentliche Bekanntmachungen 
 

Die öffentlichen Bekanntmachungen des Verbandes erfolgen in den Amtsblättern der Bezirksregie-
rungen Arnsberg, Düsseldorf und Münster. 
 
 
 
 
 
 
 



§ 24 
Prüfung der Auswirkungen 

der dem Verband zugewiesenen 
Pflichtaufgaben 

 
Der für die Verwaltungsstrukturreform zuständige Ausschuss des Landtags prüft rechtzeitig vor 
Ablauf der zweiten, auf das In-Kraft-Treten des § 4 Abs. 1 folgenden, Kommunalwahlperiode, ob 
es notwendig ist, dass der Verband die Aufgaben nach § 4 Abs. 1 auch künftig als Pflichtaufgaben 
erledigt. 
 

VII. Abschnitt 
Überleitungsvorschriften 

 
§ 25 

Sicherung der Handlungsfähigkeit 
des Verbandes 

 
Nach Ablauf der Wahlzeit der Verbandsversammlung des Kommunalverbands Ruhrgebiet übt der 
Verbandsausschuss seine Tätigkeiten entsprechend § 15 Abs. 1 KVRG bis zum Zusammentritt der 
erstmals nach diesem Gesetz gewählten Verbandsversammlung weiter aus. Er überwacht die 
Erledigung der Aufgaben durch die Beauftragte oder den Beauftragten (§ 27). 
 

§ 26 
Sicherung der neuen Leitungsstruktur - 

Abberufung der Beigeordneten 
 

Die Amtszeit der Beigeordneten des Kommunalverbandes Ruhrgebiet endet mit Ablauf des 30. 
September 2004. Die vor diesem Termin gewählten oder wieder gewählten Beigeordneten gelten 
zu diesem Zeitpunkt als abberufen, soweit ihre Amtszeit nicht vorher abgelaufen ist. 
 

§ 27 
Beauftragte oder Beauftragter 

für den Aufbau des Regionalverbandes Ruhr 
 

Die Verbandsversammlung des Kommunalverbandes Ruhrgebiet bestellt spätestens bis zum 30. 
Juni 2004 mit Wirkung zum 1. Oktober 2004 eine Beauftragte oder einen Beauftragten für den 
Aufbau des Regionalverbandes Ruhr. Sie oder er trifft anstelle der Geschäftsführerin oder des 
Geschäftsführers des Regionalverbandes Ruhr die notwendigen Entscheidungen der laufenden 
Verwaltung. Sie oder er ist berechtigt, den Verband insoweit gesetzlich zu vertreten. Sie oder er 
bereitet die konstituierende Sitzung der Verbandsversammlung vor. Ihr oder sein Amt endet durch 
Beschluss des Vorstands. 
 

VIII. Abschnitt 
Berichtspflicht 

 
§ 28 

 
Die Landesregierung berichtet dem Landtag bis Ende 2012 über die Erfahrungen mit diesem Ge-
setz. 


